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Entscheidungsdatum

18.05.2015
Norm

ASVG 8410

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1

. ASVG § 410 heute

ASVG § 410 giiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2013

ASVG § 410 giltig von 01.01.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2004
ASVG § 410 giltig von 01.08.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/1998
ASVG § 410 giiltig von 01.01.1973 bis 31.07.1998 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 31/1973

—_

A N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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—

VwWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG § 31 heute

VwGVG § 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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W151 2006274-1/6E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Doris KOHL, MC] als Einzelrichterin Gber die Beschwerde
von XXXX, vertreten durch die Sachwalterin Dr. Christiane Bobek, Mariahilfer Stral3e 140, 1150 Wien wegen Feststellung
offener Beitragsruckstanden gemall § 410 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) gegen den Bescheid der
Wiener Gebietskrankenkasse vom XXXX beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Doris
KOHL, M(] als Einzelrichterin Uber die Beschwerde von rémisch 40 , vertreten durch die Sachwalterin Dr. Christiane
Bobek, Mariahilfer Stral3e 140, 1150 Wien wegen Feststellung offener Beitragsriickstanden gemal3 Paragraph 410,
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) gegen den Bescheid der Wiener Gebietskrankenkasse vom rémisch 40

beschlossen:
A)

Das Verfahren wird gemaR3 § 28 Abs. 1 VwGVG wegen Beschwerdezurickziehung eingestellt.Das Verfahren wird gemaf}
Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG wegen Beschwerdezurlickziehung eingestellt.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG unzulassigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch eins. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid der Wiener Gebietskrankenkasse (in Folge: WGKK) vom

XXXX wurde festgestellt, dass auf dem Beitragskonto XXXX des Dienstgebers XXXX (in der Folge: die BF) ein offener
Beitragsruckstand von EUR 74 786,63 zuzuglich 8,38% Verzugszinsen ab 01.03.2013 aus EUR 55 233,28 besteht.romisch
40 wurde festgestellt, dass auf dem Beitragskonto romisch 40 des Dienstgebers romisch 40 (in der Folge: die BF) ein
offener Beitragsrickstand von EUR 74 786,63 zuzuglich 8,38% Verzugszinsen ab 01.03.2013 aus EUR 55 233,28 besteht.

2. Mit Schreiben vom 11.12.2013 erhob die BF vertreten durch die Sachwalterin Dr. Christiane Bobek fristgerecht den
nunmehr als Beschwerde an die WGKK zu behandelnden Einspruch.

3. Mit am 27.03.2014 einlangendem Schreiben wurde der gegenstandliche Beschwerdeakt dem
Bundesverwaltungsgericht vorgelegt, urspringlich der Gerichtsabteilung W 174 und sodann am 14.10.2014 der
Gerichtsabteilung W 151 zur weiteren Behandlung zugewiesen.

6. Das Bundesverwaltungsgericht tbermittelte der vertretenen BF am 24.03.2015 zur Wahrung des Parteiengehors die
bei Beschwerdevorlage vorgelegte Stellungnahme der WGKK und teilte ihr das Ergebnis der bisherigen
Beweisaufnahme zur allfalligen Stellungnahme mit.

7. Mit Schreiben vom 23.04.2015 teilte die BF durch ihre Vertretung mit, dass eine aul3ergerichtliche Einigung erreicht
werden konnte und dies dem Bundesverwaltungsgericht noch in einem Schriftsatz mitgeteilt werde.

8. Mit Schriftsatz der Sachwalterin Dr. Christiane Bobek vom 13.05.2015 teilte diese mit, dass die Beschwerde
zurtickgezogen werde.

2. Rechtliche Beurteilung:
Anzuwendendes Recht:

GemalR§ 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

GemdaR§ 414 Abs. 2 ASVG entscheidet in Angelegenheiten nach 8 410 Abs. 1 Z 1, 2 und 6 bis 9 das
Bundesverwaltungsgericht auf Antrag einer Partei durch einen Senat; dies gilt auch fur Verfahren, in denen die
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zitierten Angelegenheiten als Vorfragen zu beurteilen sind. Da kein solcher Senatsantrag gestellt wurde, liegt
Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemal Paragraph 414, Absatz 2, ASVG entscheidet in Angelegenheiten nach Paragraph
410, Absatz eins, Ziffer eins, 2 und 6 bis 9 das Bundesverwaltungsgericht auf Antrag einer Partei durch einen Senat;
dies gilt auch fur Verfahren, in denen die zitierten Angelegenheiten als Vorfragen zu beurteilen sind. Da kein solcher
Senatsantrag gestellt wurde, liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes-oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden,
die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes-oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss.Gemald Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss.

Zu A) Einstellung des Verfahrens:

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Eine Einstellung eines Verfahrens ist dann vorzunehmen, wenn ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung
verloren gegangen ist. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn beim Beschwerdeflhrer keine Beschwer gegeben ist
oder der Beschwerdeflihrer untergegangen ist (Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, 2013, zu §
28 VWGVG Rz 5).Eine Einstellung eines Verfahrens ist dann vorzunehmen, wenn ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren gegangen ist. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn beim Beschwerdeflhrer keine
Beschwer gegeben ist oder der BeschwerdefUhrer untergegangen ist (Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren, 2013, zu Paragraph 28, VwGVG Rz 5).

Im vorliegenden Fall ist die Voraussetzung fur die Einstellung des Verfahrens gegeben:
Die BF hat mit Schreiben vom 13.05.2015 ihre Beschwerde zurtickgezogen.

Das Verfahren ist daher einzustellen.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
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Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3 Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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